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Sehr geehrter Herr Minister-Präsident,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 26. September 2002 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) die Klage eines Bewohners des deutschen Sprachgebietes untersucht, die sich gegen das Vorhandensein von entweder in französischer Sprache oder in mangelhaftem Deutsch beschrifteten Warnschildern auf der Baustelle des neuen Gebäudes des Ministeriums richtet.

Die Beweismittel waren der Klage beigefügt.

Ihre Dienststelle ist eine dezentralisierte Dienststelle der Deutschsprachigen Gemeinschaft, deren Sprachengebrauch in Titel VII Artikel 68 bis 172 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft geregelt ist.

Die angefochtenen Warnschilder sind als Bekanntmachung oder Mitteilung an die Bevölkerung zu verstehen.

Ihre Dienststelle unterliegt der Regelung, die den lokalen Dienststellen der Gemeinden des deutschen Sprachgebietes durch die durch den Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS) auferlegt ist.

Gemäß Artikel 69  1 Nr. 2 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 sind an die Öffentlichkeit gerichtete Bekanntmachungen und Mitteilungen in deutscher Sprache abzufassen.

Artikel 50 der KGS legt außerdem fest, dass die Bestimmung von privaten Mitarbeitern, in vorliegendem Fall des Bauunternehmers, ihre Dienststellen nicht von der Beachtung besagter Gesetze befreit.

Daher ist die SKSK der Ansicht, dass die Klage zulässig und begründet ist.

Eine Abschrift des vorliegenden Gutachtens ergeht an den Kläger.

Mit vorzüglicher Hochachtung


Der Vorsitzende
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